 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/5100129/2026

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Mag. Susanne Haim in der Beschwerdesache
rRERBfL*R* K*x*Bf1-Adr***, (iber die Beschwerde vom 27. Februar 2018 gegen den Bescheid
des *¥**4*** yom 24. Janner 2018 betreffend Wiederaufnahme § 303 BAO / KSt 2015
Steuernummer ***BF1StNr1*** zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemal § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Die Beschwerdefiihrerin (in der Folge: Bf.) ***Bf1*** (nunmehr FN-Nr., LG) istseit 2009 im
Geschaftszweig 6kologisch orientierter Wohnbau téatig (davor ab Griindung Ankauf,
Entwicklung und Verwertung von Immobilien, Abwicklung von Bautragergeschaften). Dr.
Vorname 1 Nachname 1 war bis zum Verkauf von 55 % der Anteile im Jahr 2012
Alleineigentimer der Gesellschaft.

Mit Bericht vom 30.6.2015 wurde eine Betriebsprifung des Finanzamtes Ort 2 fiir den
Zeitraum 2008 bis 2013, Nachschau 1/2014 bis 3/2015, abgeschlossen. Einzige steuerliche
Feststellung betraf in TZ 1 verdecktes Stammkapital.

Aus vorliegenden Mails zwischen der steuerlichen Vertretung und dem Priifer ergibt sich, dass

das Vorliegen eines Mantelkaufes im Jahr 2012 geprift wurde. Aus einem Mail des Teamleiters
TL vom 2. Juni 2015 an den steuerlichen Vertreter ergibt sich ,Mantelkauf —kein Thema mehr

(dank ihrer guten Argumente)”.
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Am 11. November 2015 wurde eine anonyme Anzeige mit folgendem Inhalt erstattet:
»Anonymer Anzeiger spricht am 11.11. 2015 im Finanzamt ***3*** yor: Der Anzeiger gibtan,
dass er Kenntnis hat, dass die Firma ***Bf1*** im Jahr 2012 von einem gewissen Herrn
Nachname 2 Vorname 2 nur zu einem Zweck gekauft wurde, um die Verluste zu verwerten. Ein
gewisser Dr. Nachname 1 soll Hauptgesellschafter dieser Firma gewesen sein und nur zum
Schein, um die Verluste verwerten zu kénnen, weiterhin als Geschaftsfiihrer fungieren. Derzeit
werden mit dieser Firma Immobiliengeschafte abgewickelt. Zweifel hegt der Anzeiger auch
hinsichtlich des Kaufpreises, ob da alles mit rechten Dingen zugegangen ist. Zu diesem Zweck
wird ein anonymisiertes Mail vorgelegt, woraus ersichtlich ist, dass es hierim Vorfeld
zumindest Zweifel gegeben hat. Der Anzeiger mochte unbedingt anonym bleiben und darf
auch bei einer eventuellen Auswertung das Mail nicht veroffentlicht werden. Der Anzeiger
flrchtet ansonsten repressives Verhalten. Zu diesem Zweck wird ein Firmenbuchausdruck
angefertigt und die Steuernummer ermittelt ***BF1StNr2***. Die Anzeige wird an das

Finanzamt Ort 2 zur weiteren Bearbeitung weitergeleitet.”

Der Korperschaftsteuerbescheid 2015 vom 05.10.2016 erging erklarungsgemal3, er wurde vom
Finanzamt Ort 2 erlassen. Es wurde ein Verlustabzug vorgenommen.

Die Anzeige samt Beilagen wurde am 21. Juli 2017 vom vormaligen Priifer des Finanzamtes Ort
2 andas Finanzamt ***4*** weitergeleitet.

Im Zuge einer AuBenpriifung betreffend Korperschaftsteuer fiir den Zeitraum 2014-2016
wurde seitens der belangten Behorde festgestellt, dass imJahr 2012 der Tatbestand des
Mantelkaufes gem. § 8 Abs. 4 Z 2 lit. c KStG erfiillt sei (vgl. Betriebsprifungsbericht vom
04.01.2018 samt Niederschrift zur Schlussbesprechung vom 14.12.2017). Daher wurden im
Prifungszeitraum geltend gemachte Verlustvortrage im weitaus tiberwiegendem Ausmaf nicht
anerkannt. Der Betriebsprifungsbericht vom 04.01.2018 verweist ebenso wie die Niederschrift
zur Schlussbesprechung vom 14.12.2017 beziglich der Feststellungen , Tz. 1 Mantelkauf” auf
die ,Beilage Tz. 1“.

Die Beilage ,, Tz. 1 Mantelkauf” lautet wie folgt:
,Sachverhalt:

Am 16.8.2012 erwirbt die GmbH gmbH 55% der Anteile an der ***Bf1*** von Herrn Dr.
Vorname 1 Nachname 1 um € 100.000,- mit den bis 2012 angelaufenen Verlusten iHv €
413.414,08. Der Kaufpreis fiir die abgetretene Beteiligung betrdagt € 100.000,--, wobei bis dato
nur € 35.000,-- bezahlt wurden. Der restliche Betrag von € 65.000,-- ist laut einer gesonderten
Vereinbarung in jahrlichen Raten zu bezahlen. Die Hohe der jahrlichen Raten richtet sich nach
dem jeweiligen Ergebnis der gewdhnlichen Geschaftstatigkeit und zwar in Hohe von 25% des
jeweiligen EGT. Im Jahr 2014 wies die ***Bf1*** erstmals ein positives EGT aus. Jedoch
erfolgte bis dato, trotz positiven Ergebnissen, keine Zahlung des Restbetrags.
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Mit Kaufvertrag vom 19.12.2015 hat Herr Mag. Nachname 2 Vorname 2 (100% Gesellschafter-
Geschaftsfihrer der GmbH GmbH) die 55% Anteile an der ***Bf1*** von der GmbH gmbH um
€ 65.000,- erworben. Durch die Ubernahme einer in dieser Héhe bestehenden offenen
Verbindlichkeit der GmbH gmbH gegeniiber Dr. Vorname 1 Nachname 1 wird der Kaufpreis
berichtigt.

Der Abgabenbehorde liegt eine anonyme Anzeige vom 11.11.2015 vor, aus der der Verdacht
eines Mantelkaufs hervorgeht. Aus dieser Anzeige geht hervor, dass die Firma ***Bf1*** im
Jahr 2012 von Herrn Mag. Nachname 2 Vorname 2 nur zu einem Zweck gekauft wurde und
zwar um die Verluste zu verwerten. Dieser Anzeige liegt ein Mailverkehr betreffend den
Verkauf eines GmbH-Mantels bei. In diesem Mailverkehr werden dezidiert Uberlegungen zum
Verkauf des GmbH-Mantels angefiihrt. Herr Dr. Nachname 1 rechnet mit einem Preis von rund
€ 100.000,--, wobei Herr Dr. Nachname 1 € 50.000,-- sofort und die restlichen € 50.000,-- bei
positiver Verwertung der steuerlichen Verlustvortrage erhalten méchte. Um die Chance der
Anerkennung der Verluste zu erhéhen, ware Herr Dr. Nachname 1 laut E-Mail vom 10.2.2012
bereit flir einen gewissen Zeitraum weiterhin als Geschaftsfiihrer der Gesellschaft formell zur
Verfligung zu stehen. Fir diesen Zeitraum mochte Herr Dr. Nachname 1, dass ihm gegentiber
eine Schad- und Klagloserklarung abgegeben wird.

Zu einer Verlustverwertung kam es erstmals im Wirtschaftsjahr 2014. Im Zuge der BP wurden

somit die Voraussetzungen fiir das Vorliegen eines Mantelkaufs tberpruft.
Rechtliche Wirdigung:

GemalR § 8 Abs. 4 Z 2 lit. c KStG 1988 steht der Verlustabzug ab jenem Zeitpunkt nicht mehr zu,
ab dem die Identitit des Steuerpflichtigen infolge einer wesentlichen Anderung der
organisatorischen und wirtschaftlichen Struktur im Zusammenhang mit einer wesentlichen
Anderung der Gesellschafterstruktur auf entgeltlicher Grundlage nach dem Gesamtbild der
Verhaltnisse wirtschaftlich nicht mehr gegeben ist.

Die Vortragsfahigkeit von Vorjahresverlusten ist jedoch bei Vorliegen der Mantelkaufelemente
nicht beeintrachtigt, wenn der Sanierungstatbestand des § 8 Abs. 4 Z 2 lit. c KStG oder der
Rationalisierungstatbestand des § 4 Z 2 UmgrStG beim aufnehmenden Unternehmen gegeben
ist. Im gegenstandlichen Betriebsprifungsverfahren haben sich die Firma ***Bf1*** bzw. ihre
Vertreter nicht auf diese Tatbestidnde berufen. Es waren daher die Voraussetzungen fiir das
Vorliegen eines Mantelkaufs zu priifen.

1) Anderung der organisatorischen Struktur

Eine Anderung der organisatorischen Struktur liegt vor, wenn die Organwalter der Kérperschaft
in den Leitungs- und Verwaltungsfunktionen geidndert werden. Eine wesentliche Anderung ist
gegeben, wenn alle oder die Gberwiegende Mehrheit der Mitglieder der Geschaftsfihrung in
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einem Zug oder bei Vorliegen eines inneren Zusammenhangs sukzessive ersetzt werden. Dabei
ist lediglich auf jene Personen abzustellen, die auch tatsachlich die Geschafte fiihren. Wird die
bisherige Geschaftsfiihrung zwar formal im Amt belassen, verfiigt sie aber tiber keine
Entscheidungsbefugnisse mehr, liegt auch in diesem Fall eine wesentliche Anderung der
organisatorischen Struktur vor. Uber die tatsdchlichen Verhiltnisse kénnen die interne
Geschaftsverteilung der Geschaftsfiihrung sowie die Erflillung der erforderlichen
Voraussetzungen (Qualifikationen) des bisherigen Geschaftsfihrers in Bezug auf die neue
Geschaftstatigkeit der Korperschaft Aufschluss geben.

Im gegenstandlichen Fall geht aus der anonymen Anzeige hervor, dass sich Herr Dr. Nachname
1 bereit erklarte formell weiterhin als Geschaftsfiihrer der Gesellschaft zur Verfligung zu
stehen, um die Chance der Anerkennung der Verluste zu erhéhen.

Als Nachweis kdnnen in diesem Zusammenhang herangezogen werden:

a) Unterlagen (zB Aktenvermerke, Protokolle usw.), die belegen, dass die behauptete Tatigkeit
auch tatsachlich ausgetibt wird.

Im Zuge der BP wurden keine entsprechenden Unterlagen vorgelegt aus denen ersichtlich ist,
dass Herr Dr. Nachname 1 die Geschaftsflhrertatigkeit tatsachlich ausiibt.

b) Das Vorhandensein der fir die Tatigkeit erforderlichen Infrastruktur (zB Arbeitsplatz,
Mitarbeiter, Technik).

Nach eigenen Angaben (siehe Niederschrift vom 13.10.2017) wirkt Herr Dr. Nachname 1 ander
Konzeption und Entwicklung von Bauprojekten mit. Er ist allerdings beruflich als Zahnarzt in
Ort tatig (Ordinationszeiten It Website: Mo: 13-18 Uhr, Di: 8:30-12, Mi 08:30-12 und 13-18, Do:
08:30-12 und 13-18, Fr: 08:30-12), und kann daher zeitlich nur eingeschréankt als
Geschaftsfihrer tatig sein. Nach eigenen Angaben verfligt er lGber kein Biiro fiir diese Tatigkeit
und beschéftigt kein eigenes Personal. Im Gegensatz zu den anderen Geschaftsfihrern
(Nachname 2, Nachname 3, Nachname 4) und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird
Herr Dr. Nachname 1 auf der Homepage des Unternehmens nicht erwahnt. Herr Dr. Nachname
1 habe Herrn Mag. Nachname 2 ersucht, ihn nicht auf der Website zu erwdhnen, um seine
Seriositat als Zahnarzt zu wahren. Des Weiteren verfiigt er als einziger der Geschaftsfihrer
Uber keine E-Mail Adresse mit der Endung "@Endung.at". Herr Dr. Nachname 1 tritt somit nach

auBen nicht in Erscheinung.

c) Die Hohe der Geschaftsfiihrerbeziige im Vergleich zum neuen Geschaftsfihrer sowie die
erforderliche Anzahl von Geschaftsfiihrern im Hinblick auf die UnternehmensgroRe.

Herr Dr. Nachname 1 hat ab dem Zeitpunkt des Anteilsverkaufs (16.8.2012) weder ein Gehalt
als Geschaftsfiihrer bezogen, noch Ausschittungen in seiner Eigenschaft als Gesellschafter
erhalten, oder Provisionsabrechnungen an die ***Bf1*** gestellt. Fremduniblich ist auch,
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dass der Restbetrag von € 65.000,- noch vollstandig unbeglichen ist. Laut Vertrag vom
16.8.2012 soll dieser Restbetrag in jahrlichen RateniHv 25 % des EGT, sofern dieses positiv ist,
beglichen werden. Obwohl laut Jahresabschlissen folgende positive EGT erwirtschaftet

wurden:

2014: EUR 20.861,23
2015: EUR 90.414,94
2016: EUR 87.884,38

Die anderen Geschaftsfiihrer haben ebenfalls noch keine Geschaftsfiihrerbeziige oder
Ausschittungen erhalten. Im Gegensatz zu Herrn Dr. Nachname 1 haben Sie jedoch (direkt
oder (iber ihre Firmen) Provisionsabrechnungen an die ***Bf1*** gestellt.

Herr Mag. Vorname 2 Nachname 2 ist seit 15.9.2012 Geschaftsfiihrer der ***Bf1*** Von
15.9.2012 bis 12.1 .2016 war die GmbH gmbH (Gesellschafter-GF: Herr Mag. Nachname 2) zu
55% Gesellschafter der ***Bf1***, Seit 12.1.2016 sind diese Anteile im Eigentum von Herrn
Mag. Nachname 2 als natiirliche Person. Die GmbH gmbH hat im Prifungszeitraum 2014-2016
fr die Vermittlung von Kunden Provisionen in folgender Hohe erhalten:

2014 2015 2016

189.616,33 195.770,00 504.939,61

Herr Mag. Nachname 2 hat fiir seine Vertriebsbetreuung und Beratung 2016 € 358.000,-- im
Jahr 2017 in Rechnung gestellt.

Herr Ing. Vorname 5 Nachname 5 war von 16.6.2014 bis 8.2.2017 gemeinsam mit Herrn Mag.
Nachname 2 Geschaftsfihrer der ***Bf1*** Im Priifungszeitraum erhielt die Firma AG AG

(Vorstand: Ing Nachname 5) fiir die Vermittlung von Kunden Provisionen in folgender Hohe:

2014 2015 2016

44.358,34 171.941,34 66.232,50

Herr Vorname 3 Nachname 3istseit21.4.2015 gemeinsam mit Herrn Mag. Nachname 2
Geschaftsfuhrer. Herr Vorname 3 Nachname 3, sowie Herr Nachname 4 (GF seit 8.2.2017) und
Herr Mag. Nachname 2 profitieren zB indirekt (iber die GmbH 3 GmbH. Die GmbH 3 GmbH ist
im Bereich der Errichtung und Entwicklung von Immobilienprojekten tatig. Die Gesellschaft
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wurde mit Gesellschaftsvertrag vom 3.4.2015 errichtet. Geschaftsfiihrer sind Herr Vorname 3
Nachname 3 und Herr Vorname 4 Nachname 4.

Folgende Firmen sind jeweils zu 33% Gesellschafter der GmbH 3 GmbH:

J GmbH 2 GmbH (Eigentlimer Briider Nachname 4)
J Vorname 3 Nachname 3 GmbH (Eigentiimer mit 99% Herr Nachname 3)
J GmbH gmbH (Eigentiimer Herr Mag. Nachname 2).

Die GmbH 3 GmbH errichtet Vorsorgewohnungen, bei denen die ***Bf1*** den
Generalvertrieb Osterreichweit Ubernimmt. Der Verkaufserlos der Wohnungen flie8t der GmbH
3 GmbH zu und die ***Bf1*** erhilt fir den Vertrieb/die Vermittlung Provisionen.

Fraglichist somit warum alle Geschaftsfihrer und auch betriebsfremde Personen fiir die
Vermittlung von Kunden/Abnehmern Provisionen erhalten, lediglich Herr Dr. Nachname 1
nicht. Laut eigenen Angaben (siehe Niederschrift vom 13.10.2017) hat Herr Dr. Nachname 1
den Kontakt zu Herrn Vorname 6 Nachname 6 (Gesellschafter-Geschéaftsfiihrer der GmbH 4
GmbH) hergestellt. Die GmbH 4 GmbH ist einer der wichtigsten Geschaftspartner der
***Bf1*** Dje GmbH 4 GmbH errichtet Senioren-Wohnanlagen in ganz Osterreich (Betreutes
Wohnen). Die ***Bf1*** erhalt fir den Vertrieb dieser Bauherrenmodellanteile Provisionen.
Im Prifungszeitraum erzielte die ***Bf1*** alleine durch den Vertrieb dieser Anlagen Umsatze
(netto) in folgender Hohe:

2014 2015 2016

168.730,75 562.096,50 1.304.697,50

Fir die Abgabenbehorde ist es nicht nachvollziehbar, warum Herr Dr. Nachname 1 fir die
Vermittlung dieses Kunden keine Provision erhalten hat.

Um missbrduchliche formale Gestaltungen hintanzuhalten, ist trotz grundsatzlich formaler
Betrachtung der Elemente des Manteltatbestandes auch auf die faktischen Gegebenheiten
abzustellen. Dies gilt fiir die Anderung der organisatorischen Struktur umso mehr, als sich auch
das Gesellschaftsrecht in bestimmten Konstellationen von der rein formalen Betrachtung 16st
und das Institut des ,faktischen Geschaftsfihrers” kennt (siehe dazu zB OGH 15.09.2010, 2 Ob
238/09b). Bei Vorgdangen zwischen Fremden wird man zwar grundsatzlich davon ausgehen
kdnnen, dass die formale Gestaltung auch den tatsachlichen Verhaltnissen entspricht, wenn
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aber begriindete Zweifel daran bestehen, ist auch bei Fremden zu untersuchen, wer tatsachlich
die Geschéfte der Korperschaft fuhrt (Vgl. KStR 2013, Rz 995).

Aufgrund der Anzeige vom 11.11.2015 bestehen begriindete Zweifel hinsichtlich der
Geschaftsfuhrungstatigkeit von Herrn Dr. Nachname 1. Die Priifung des Sachverhaltes flhrte
zur Erhartung dieses Verdachtes, da keine Belege fiir die tatsachliche Tatigkeit vorgelegt
wurden, Dr. Nachname 1 nach aufien hin nicht in Erscheinung tritt, Gber keine entsprechende
Infrastruktur verfiigt, und bislang in keiner Weise entlohnt wurde.

Aus Sicht des Finanzamtes ist es nicht glaubwiirdig, dass Herr Dr. Nachname 1 freiwillig auf die
Bezahlung des restlichen Kaufpreises der verauBerten Anteile verzichtet. Viel wahrscheinlicher
scheint es, dass, wie der Anzeige entnommen werden kann, der Restbetrag erst bezahlt wird,
wenn die steuerliche Verwertung der Verlustvortrdage vollzogen wurde.

Laut Firmenbuch ist Herr Dr. Nachname 1 nicht selbstdndig vertretungsbefugt, sondern vertritt
gemeinsam mit Herrn Mag. Nachname 2. Es wurde weder nachgewiesen noch glaubhaft
gemacht, dass Herr Dr. Nachname 1 Uber Entscheidungsbefugnisse verfligt. Als weiteres Indiz
kann angefiihrt werden, dass abgesehenvon Herrn Nachname 1 alle Geschaftsfihrer an der
"Akademiereise" von 2.2. bis 4.2.2017 nach ***1*** teilgenommen haben.

Nach Ansicht der BP ist Herr Dr. Nachname 1 seit Verkauf der Anteile am 16.8.2012 faktisch
nicht als Geschaftsfiihrer der ***Bf1*** tatig.

2) Anderung der wirtschaftlichen Struktur

Eine Anderung der wirtschaftlichen Struktur liegt vor, wenn die aus Vermdgen und Tatigkeit
gebildete wirtschaftliche Einheit (bezogen auf samtliche bisherigen Tatigkeitsbereiche) der
Korperschaft verloren geht. Die wirtschaftliche Einheit kann auch dann verloren gehen, wenn
sich nur eines der genannten Strukturmerkmale (Vermogen oder Tatigkeit) wesentlich andert.
Besonderes Gewicht ist dabei - im Sinne eines beweglichen Systems - auf jenes
Strukturmerkmal zu legen, das identitatsstiftend wirkt (zB wird die Identitat der
wirtschaftlichen Einheit bei Holdinggesellschaften insbesondere durch das Vermogen gepragt,
bei Produktionsbetrieben hingegen durch die Tatigkeit).

Diese Anderung kann sein:

negativ gesehen: Verminderung bis hin zur Beendigung der wirtschaftlichen Einheit mit
nachfolgender Schaffung einer neuen Einheit. Die bloRe Beendigung oder Verminderung der
bisherigen wirtschaftlichen Einheit im Bereich des Voreigentiimers ist zundchst ebenso
unbedenklich wie im Bereich des Folgeeigentliimers. Bei Beendigung der wirtschaftlichen
Einheit bewirkt erst die Schaffung einer neuen wirtschaftlichen Einheit durch den
Folgeeigentiimer eine wesentliche Anderung. Bei Verminderung der wirtschaftlichen Einheit

liegt dann eine wesentliche Anderung vor, wenn der Folgeeigentiimer eine zusétzliche
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wirtschaftliche Einheit schafft und die neue Einheit gegeniber der bisherigen erheblich (um
mindestens 75%) Gberwiegt. Bei einer wirtschaftlichen Einheit, deren Identitat vor allem durch
ihre Tatigkeit gepragt ist (insbesondere Produktionsbetrieb), liegtin einem solchen Fall nur
dann eine wesentliche Anderung vor, wenn die zusétzliche Einheit in einer anderen Branche

geschaffen wird.

positiv gesehen: Erweiterung der wirtschaftlichen Einheit in quantitativer oder qualitativer
Hinsicht. Die Erweiterung der tbernommenen und weitergefihrten wirtschaftlichen Einheit
stellt eine wesentliche Anderung dar, wenn

- eine kurzfristig durchgefiihrte quantitative Erweiterung um zumindest das Dreifache erfolgt.
Sofern der Erweiterungszeitraum sich langerfristig erstreckt, ist dies unschadlich. Dies gilt auch
bei wirtschaftlichen Einheiten, deren Identitat vor allem durch die Tatigkeit gepragtist.

- eine kurzfristige qualitative Erweiterung (vom Kleinstbetrieb zum Handwerksbetrieb, zum
Fabrikbetrieb, zum Industriebetrieb) stattfindet, sodass die Beendigung der bisherigen

wirtschaftlichen Einheit und die Griindung einer neuen anzunehmen ist.

Erfolgen die beschriebenen Anderungen zwar ausschlieRlich im Herrschaftsbereich des
Voreigentiimers, aber auf Veranlassung des Folgeeigentiimers, stellt dies ebenfalls eine
wesentliche Anderung dar (Vgl. KStR 2013, Rz 996).

Nach Ansicht der Betriebspriifung liegen bei der ***Bf1*** folgende Anderungen der
wirtschaftlichen Struktur vor:

Beendigung der wirtschaftlichen Einheit mit nachfolgender Schaffung einer neuen Einheit.

Die ***Bf1*** befand sichab 7.7.2010 in Liquidation, wobei sich beide Strukturmerkmale der
wirtschaftlichen Einheit (Tatigkeit und Vermogen) wesentlich gedandert haben. Fir die

vollstandige Beendigung der Tatigkeit des Unternehmens sprechen folgende Anhaltspunkte:
- keine Angestellten ab 01.10.2009

- Entwicklung der Umsatze

2008 2009 2010 2011 2012

3.000,00 800.000,00 0,00 0,00 0,00

- Auflassung des Biros. Der Sitz der ***Bf1*** wurde laut Firmenbuch zeitgleich mit dem
Eintritt von Herrn Nachname 2 als Geschaftsfihrerin die StralRe in Ort 2 verlegt. An diesem
Standort hat die GmbH gmbH eine Niederlassung.
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Anderung der Titigkeit (keine Planung oder Bau, sondern reine Vermittlung). Fraglichist ob vor
Verkauf der Anteile (iberhaupt noch eine Tatigkeit ausgelibt wurde. Dazu wurde eine
Stellungnahme von Herrn Dr. Vorname 7 Nachname 7 im Auftrag von Herrn Mag. Nachname 2
eingeholt. Im Wesentlichen ging es um die Frage, ob und in welchem Umfang
Immobilienprojekte im Zeitraum 2011 bis 2013 von der ***Bf1*** bearbeitet wurden. Bei dem
von Dr. Nachname 7 erwahnten Projekt Ort 3 ist keine Involvierung der ***Bf1*** ersichtlich.
Herr Dr. Nachname 7 fiihrt lediglich an, dass er an diesem Projekt gearbeitet hat und mit Dr.
Nachname 1 dariiber gesprochen hat.

Laut Stellungnahme teilte ihm Dr. Nachname 1 im Frithjahr 2012 mit, dass er gerne Herrn Mag.
Nachname 2 als Partner in die ***Bf1*** aufnehmen mdchte. Erstmals wurde im Februar 2012
laut E-Mail, welche der Anzeige beiliegt, Gber den Kauf der Mantel GmbH geschrieben. Somit

ist ein zeitlicher Zusammenhang gegeben.

Im Friihsommer fanden im Bliro von Herrn Nachname 2 in Ort 2 ernsthafte Gesprache zum
Eintritt in die ***Bf1*** statt. Dabei wurde It Dr. Nachname 7 bereits die Planung des
Projektes Ort 4 besprochen. Aus dem vorgelegten Prospekt Uber das Projekt Ort 4/0rt 5 ist
ersichtlich, dass dieses erst nach dem Eintritt von Herrn Mag. Nachname 2 erstellt wurde, da es
sich bei der im Prospekt angefiihrten Adresse um die Niederlassung der GmbH gmbH in Ort 2
handelt und ein Lageplan erstmals am 13.11.2012 bestellt wurde. Die Veranlassungen zu

diesem Projekt erfolgten daher bereits durch den Folgeeigentiimer Herrn Mag. Nachname 2.

Auffallend ist auch, dass Herr Dr. Nachname 7 in den Niederschriften vom 13.10.2017 mit
Herrn Dr. Nachname 1 und Herrn Mag. Nachname 2 mit keinem Wort erwahnt wurde.

Aufgrund dieser Tatsachen ist die Stellungnahme von Herrn Dr. Nachname 7 fir die
Abgabenbehorde nicht schliissig und hat Zweifel an der Glaubwiirdigkeit zur Folge. Diese
Unglaubwiirdigkeit wird zusatzlich damit untermauert, dass Herr Dr. Nachname 7 laut
gerichtlichen Vergleich nicht mehr als Rechtsanwalt praktizieren darf (siehe gerichtlichen
Vergleich LG 2, Gz Gz.).

Vor dem Verkauf der Anteile war auch kein Vermdgen vorhanden.
3) Anderung der Gesellschafterstruktur

Ob eine wesentliche Anderung vorliegt, istim Einzelfall zu beurteilen (VWGH 18.12.2008,
2007/15/0090), jedenfalls ist von einer wesentlichen Anderung auszugehen, wenn sich mehr
als 75% der Vorstruktur andert.

Fraktionierte Erwerbe sind zusammen zu rechnen, wenn ein innerer Zusammenhang mit den
tibrigen Tatbestandsmerkmalen besteht. Voraussetzung ist eine Anderung auf entgeltlicher
Grundlage (Vgl KStR 2013, Rz 997).
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Mit Vertrag vom 16.08.2012 wurden 55% der Anteile an der ***Bf1*** f(ir den Kaufpreis von €
100.000,00 verauRert. Davon wurden bislang € 35.000,00 beglichen. Die restlichen € 65.000, --
werden, wie aus der Anzeige abgeleitet werden kann, wahrscheinlich erst bei Realisierung des
Steuervorteile aus den steuerlichen Verlustvortragen geleistet.

4) Gesamtbild der Verhaltnisse

Der ermittelte Sachverhalt zeigt, dass alle Tatbestandsmerkmale eines Mantelkaufs vorliegen.
Auch der kurze Zeitraum der Verwirklichung der Anderungen spricht fiir das Vorliegen eines
Mantelkaufs. Die organisatorischen und wirtschaftlichen Anderungen fanden zeitgleich zum
Zeitpunkt des Kaufvertrages statt, zu dem sich auch die Gesellschafterstruktur veranderte.

Wie unter Punkt 2 aufgezeigt, ist der Zustand der betrieblichen Sphare zum Zeitpunkt des
Auftretens der Verluste nicht mit jenem unmittelbar vor den Strukturdnderungen vergleichbar.
Umsadtze, Anlagevermogen und Auftragsvolumen sind auf null bzw. auf ein unwesentliches
Ausmal abgesunken.

In Anbetracht dieser Tatsachen liegt daher ein Mantelkauf im Sinne des § 8 Abs. 4 Z 2 lit. ¢ KStG
1988 vor. Die Tatbestandselemente des Mantelkaufes sind im Jahr 2012 gegeben und somit ist
der Verlustvortrag ab diesem Wirtschaftsjahr verloren. Im gegenstandlichen Fall betragen die
bis 2012 angelaufenen Verluste € 413.414,08. Die Verwertung dieser Verluste in den Jahren
2014-2016 steht somit nicht zu.”

Mit Wiederaufnahmebescheid betreffend Korperschaftsteuer 2015 vom 22.01.2018 wurde das
Verfahren gem. § 303 BAO wiederaufgenommen, im Korperschaftsteuerbescheid wurden die
Einkiinfte aus Gewerbebetrieb mit EUR 90.723,10 festgestellt sowie die Korperschaftsteuer
2015 mit EUR 14.361,00 festgesetzt. Zur Begriindung wurde jeweils auf den
Betriebspriifungsbericht sowie die dazu aufgenommene Niederschrift verwiesen.

Mit Beschwerde vom 27.02.2018, welche am selbigen Tag per Fax eingebracht wurde,
bekampfte die Bf. die Wiederaufnahmebescheide betreffend Korperschaftsteuer 2014, 2015
und 2016 sowie die Korperschaftsteuerbescheide 2014, 2015 und 2016 und beantragte die
Direktvorlage an das Bundesfinanzgericht gem. § 262 Abs. 2 lit. a BAO sowie die Abhaltung
einer miindlichen Verhandlung und die Entscheidung durch den Senat.

Die Wiederaufnahmebescheide wurden vollinhaltlich und die Kérperschaftsteuerbescheide
hinsichtlich der Nichtberiicksichtigung der steuerlichen Verlustvortrage aus den Jahren 2009
und 2010 angefochten. Der Korperschaftsteuerbescheid 2016 wurde zusatzlich hinsichtlich der
nicht anerkannten Betriebsausgaben betreffend eine Akademiereise angefochten.
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Die Bf. beantragte, die Wiederaufnahmebescheide ersatzlos aufzuheben, die Verlustvortrage
aus den Jahren 2009 und 2010 als verrechenbare Verluste anzuerkennen, die gednderten
Bescheide 2014 und 2015 ersatzlos aufzuheben (sodass die bisherigen Bescheide fiir 2014 vom
18.1.2016 und fir 2015 vom 5.10.2016 wieder in Rechtskraft erwachsen), den
Korperschaftsteuerbescheid 2016 abzudandern und den Aufwand der Akademiereise als
Betriebsausgabe anzuerkennen sowie die Verluste aus den Vorjahren zum Abzug zuzulassen.

Zur Begriindung der Beschwerde wurde hinsichtlich Wiederaufnahme ausgefiihrt:
Wiederaufnahmebescheide 2014, 2015 und 2016

,Die Bescheide 2014 und 2015 wurden (nur) hinsichtlich der Verrechnung mit Verlusten aus
Vorjahren abgedndert. Im Betriebspriifungsverfahren wurde festgestellt, dass die Verluste aus
den Jahren 2009 und 2010 nicht vortragsfahig seien, weil im Jahr 2012 der Tatbestand des
Mantelkaufs erfiillt worden ware. Mit Abtretungsvertrag vom 16.8.2012 hat Herr Dr. Vorname
1 Nachname 1 55 % seiner Anteile an die GmbH gmbh entgeltlich abgetreten. Die Behorde
vermeint, die Anderungen im Jahr 2012 wiirden den Tatbestand des Mantelkaufs gem. § 8 Abs
4 7 2 lit c KStG erfullen. In dieser Feststellung erschopfen sich die Wiederaufnahmegriinde. (...

Weiters wenden wir ein, dass keine neuen Tatsachen oder Beweismittel hervorgekommen

sind, die eine Wiederaufnahme rechtfertigen wirden.

Weder die Bescheidbegriindungen selbst, noch die Berichte oder Niederschriften, auf die
verwiesen wird, fihren die Wiederaufnahmegriinde an. Im Bericht liber das Ergebnis der
AuBenprifung auf Seite 6 unter Priifungsabschluss berichtet die Behérde, dass die
Feststellungen Tz 1, 2 eine Wiederaufnahme gemald § 303 Abs 4 BAO (sic!) erforderlich machen
wiirden. Hiermit werden die Anderungen wiederholt, aber nicht dargelegt, welche Tatsachen
oder Beweismittel neu hervorgekommen sind, die eine Wiederaufnahme gem. § 303 Abs 1
BAO begriinden wiirden.

Alleine dadurch sind die Bescheide mit Rechtswidrigkeit belastet und wir beantragen deren
Aufhebung.

(..)

Wir halten fest, dass bereits eine AulRenpriifung der Zeitrdume 2008 - 2013 mit den
Gegenstanden Umsatzsteuer und Korperschaftsteuer sowie eine Nachschau 1/2014-3/2015
durchgefiihrt worden ist. Diese wurde vom Finanzamt Klagenfurt mit Bericht vom 30.6.2015
abgeschlossen. Es kam zu nur einer Feststellung: ein Gesellschafterdarlehen wurde als
verdeckte Einlage qualifiziert und Gesellschaftsteuer vorgeschrieben. Die Priifung begann mit
Prifungsauftrag vom 27.1.2015. Es wurde damals jeder Beleg und jeder Geschaftsvorgang,
insbesondere das Projekt Ort 7 und diesbeziigliche Vereinbarungen genauestens geprift, und
es wurde damals bereits umfassend gepriift, ob ein Mantelkauf vorliegt oder nicht.
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Die Tatsache der Ubertragung von 55% der Anteile und die Anderung der Geschaftsfiihrung
und die neuen Vertretungsrechte waren mit 15.9.2012 ins Firmenbuch eingetragen worden

und dirfen als der Behérde bekannt vorausgesetzt werden.

Es wurde die Ubertragung, die Tatsache, dass sich das Unternehmen in Liquidation befunden
hatte, die Geschaftstatigkeit, etc. untersucht, und nach umfangreichen Erhebungen und
Einvernahmen schlussendlich festgestellt, dass kein Mantelkauf gegeben sei. Dieses Ergebnis
wurde von Herrn TL, Teamleiter, per Mail vom 2.6.2015 mitgeteilt (Beilage 1). Das Thema
Mantelkaufs wurde schlussendlich in der Niederschrift und im Bericht vom 30.6.2015 nicht
mehr erwahnt.

In der Niederschrift tiber die Schlussbesprechung vom 14.12.2017 fihrt die Behérde in Tz. 1
Mantelkauf aus, dass der Behorde eine anonyme Anzeige vom 11.11.2015 vorliegt, aus der der
Verdacht eines Mantelkaufs hervorgeht.

Die Anzeige selbst stellt keinen Wiederaufnahmegrund dar. Dies wurde von der Behoérde im
Ubrigen auch nicht behauptet. Dies alleine deshalb, weil die Veranlagung 2014 (Bescheid vom
18.1.2016) und 2015 (Bescheid vom 5.10.2016) erfolgt sind, als die anonyme Anzeige bereits
bekannt war. Dies hauptsachlich aber deshalb, weil die Anzeige keine neuen Tatsachen oder
Beweismittel mit sich gebracht hat. Die Verdachtsmomente haben wir bereits im
Betriebsprifungsverfahren versucht auszuraumen, die Behérde beharrte aber beiihrer
Schlussfolgerung. Wie unten ausgeflihrt wird, hat der Anzeiger nicht wie protokolliert eine
Kenntnis, sondern eine von einer personlichen Krankung verklarte Meinung, von einem
komplexen, sich Gber den Zeitverlauf entwickelt habenden Sachverhalt. Diese Meinung fufit,
wie die mit der Anzeige Gbergebenen Mails beweisen, auf einer derart bruchstiickhaften
Grundlage - namlich drei Mails vom 10.2.2012 - 7.3.2012 und 4 Mails vom 7.8.2012 -8.8.2012,
dass aus ihr fir die Einschatzung des Gesamtbildes der Verhaltnisse nichts zu gewinnen ist. Die
Anzeige ist das Ergebnis von ,,Hérensagen” und Argwohn. Der Anzeiger, vermutlich Herr Mag.
Vorname 8 Nachname 8, war als exklusiver Vertriebspartner und seiner damals erfolgten
Vertragsauflosung personlich gekrankt und ist daher nicht glaubhaft. Er konnte aufgrund seines
Standorts in Ort 2 und seiner Kiindigung Ende September 2015 gar kein Wissen (iber die
tatsachlichen Vorgange, vor allem tiber den Zeitverlauf der Verhandlungen und der
Entscheidungsfindung hinweg haben. Hier werden in der anfanglichen Orientierungsphase
gesponnene Szenarien mit entscheidungsrelevanten Motiven verwechselt. Im Ergebnis liegen
dieser anonymen Anzeige weder neue Tatsachen oder Beweismittel zugrunde, noch ergeben

sich aus ihr solche.

Wir vertreten daher die Auffassung, dass samtliche maRRgeblichen Umstdande der Behdérde
bereits bekannt waren, namlich im Zeitpunkt der urspriinglichen Veranlagung des Jahre 2014
am 18.1.2016, sowie des Jahres 2015 am 5.10.2016 und auch des Jahres 2016 am 21.6.2017. Es
fehlt daher am Erfordernis der neu hervorgekommen Tatsachen oder Beweismittel.
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Auch wenn das Vorliegen von vortragsfahigen Verlusten fiir das Jahr der Verrechnung zu
prifen ist, so ist es unzuldssig, bereits im Verfahren 2008 - 2013, sowie 2014 und 2015
bekannte und gewirdigte Tatsachen oder Beweismittel fir das aktuelle Verfahren als neue
Wiederaufnahmegriinde zu verwenden.

(..)

Die Wiederaufnahme der Bescheide 2014, 2015 und 2016 erfolgte somit ohne gesetzliche
Grundlage. Wir beantragen die ersatzlose Aufhebung und Zurlicknahme der Bescheide sowie in
der Folge der wiederaufgenommenen Koérperschaftsteuerbescheide.

Als Beilage 1 war der Beschwerde das bereits oben erwdahnte E-Mail vom 02.06.2015 des
Teamleiters eines Betriebsprifungsteams (TL) der belangten Behorde an Herrn Vertreter
(steuerliche Vertretung der Bf.) beigefiugt:

,Ich darf mich kurz schriftlich melden:
Mantelkauf - kein Thema mehr (dank ihrer guten Argumente)

Forderungsverzicht des Nachname 1 an die GmbH - bisher noch keine Unterlagen, wir werden
den Verlustvortrag um diese rund 177.000,-- kiirzen (gegen Verlustvortrag) und damit den
ohne Grundlagen gebuchten Forderungsiibergang auf Nachname 2 stornieren - das
Forderungskonto verschwindet aus der Bilanz

Wenn das so ok ist - bitte Verzicht auf SchluSbesprechung”

Die belangte Behorde entschied mittels Beschwerdevorentscheidungen vom 25.06.2018,
zugestelltam 27.06.2018, wie folgt:

Der Beschwerde betreffend die Wiederaufnahme des Verfahrens zur Korperschaftsteuer 2014,
zugestelltam 27.06.2018, wurde aufgrund vernachldssigbarer steuerlicher Auswirkung
stattgegeben und der Wiederaufnahmebescheid betreffend Korperschaftsteuer 2014 wurde
(ersatzlos) aufgehoben.

Die Beschwerde wurde betreffend die Wiederaufnahme der Verfahren betreffend
Korperschaftsteuer 2015 und 2016 abgewiesen.

Die Beschwerde gegen die Korperschaftsteuerbescheide 2015 und 2016 wurde als

unbegriindet abgewiesen.

Mit der gegenstandlichen Beschwerde wurde zwar gemalR § 262 Abs. 2 lit. a BAO beantragt, die
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung unterbleiben zu lassen und die Beschwerde direkt
dem Verwaltungsgericht vorzulegen. In Folge des Ablauts von drei Monaten ab Einlangen der
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Beschwerde ohne Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht kam es zu keiner
Direktvorlage und ergingen die angefiihrten Beschwerdevorentscheidungen.

In einer zu den Beschwerdevorentscheidungen vom 25.06.2018 ergangenen (ergdnzenden)
Bescheidbegriindung vom 25.06.2018 wurde inhaltlich ausgefihrt:

,Gegen die genannten Bescheide wird seitens der Bf. eingewendet,

a) dass die Wiederaufnahme des Verfahrens betreffend Korperschaftsteuer 2014 zu Unrecht
erfolgte, weil die steuerlichen Auswirkungen vernachlassigbar seien, und weil keine neuen
Tatsachen oder Beweismittel hervorgekommen seien, die eine Wiederaufnahme rechtfertigen
wurden,

b) dass die Wiederaufnahme der Verfahren betreffend Korperschaftsteuer 2015 und 2016 zu
Unrecht erfolgte, weil keine neuen Tatsachen oder Beweismittel hervorgekommen seien, die
eine Wiederaufnahme rechtfertigen wurden,

c) dass kein Mantelkauf iSd § 8 Abs. 4 Z 2 lit. c vorliege und der Verlustabzug daher wie

urspriinglich beantragt und veranlagt zustehe, und

d) dass die "Akademiereise" ausschlieBlich betrieblich veranlasst sei, und die gesamten
diesbezliglichen Ausgaben daher als Betriebsausgaben anzuerkennen seien.

Uber die Beschwerde wurde erwogen:
a) Zur Wiederaufnahme des Verfahrens betreffend Kérperschaftsteuer 2014

Der Beschwerde ist hinsichtlich der Anfechtung der Wiederaufnahme des Verfahrens
betreffend Korperschaftsteuer 2014 stattzugegeben. Nach Ansicht des Finanzamtes liegen
zwar Wiederaufnahmegrunde gem. § 303 Abs. 1 vor, wie lit. b dieser Bescheidbegriindung zu
entnehmen ist, allerdings sind die steuerlichen Auswirkungen vernachlassigbar, weshalb der
Wiederaufnahmebescheid 2014 ersatzlos aufzuheben war. Die Beschwerde gegen den
Korperschaftssteuerbescheid 2014 vom 18.01.2018 richtet sich somit gegen einen nicht mehr
existenten Bescheid, und ist als unzuldssig (geworden) zuriickzuweisen.

b) Zur Wiederaufnahme der Verfahren betreffend Korperschaftsteuer 2015 und 2016

In der Beschwerdeschrift wird der Standpunkt vertreten, dass samtliche maRgebliche
Umstande der Behorde im Zeitpunkt der urspriinglichen Veranlagungen am 05.10.2016 (2015)
bzw. am 21.06.2017 (2016) bereits bekannt waren. Daher fehle es an den fiir eine

Wiederaufnahme erforderlichen neu hervorgekommenen Tatsachen oder Beweismitteln.

Die Wiederaufnahmebescheide 2015 und 2016 enthalten folgende Begriindung:

14 von 24



Seite 15 von 24

,Die Wiederaufnahme des Verfahrens erfolgte gem. § 303 (1) BAO aufgrund der Feststellungen
der abgabenbehdrdlichen Priifung, die der dariiber aufgenommenen Niederschrift bzw. dem
Prifungsbericht zu entnehmen sind. Daraus ist auch die Begriindung fir die Abweichungen
vom bisherigen im Spruch bezeichneten Bescheid zu ersehen. Die Wiederaufnahme wurde
unter Abwagung von Billigkeits- und ZweckmaRigkeitsgriinden (§ 20 BAO) verfugt. Im
vorliegenden Fall Giberwiegt das Interesse an der Rechtsrichtigkeit das Interesse auf
Rechtsbestandigkeit. Die steuerlichen Auswirkungen kénnen auch nicht als blof3 geringflgig
angesehen werden.”

Die Feststellungen der Betriebsprifung stiitzen sich zum einen auf die anonyme Anzeige vom
11.11.2015, und zum anderen auf die im Zuge der BP durchgefiihrten Erhebungen. Wie in der
Beschwerdeschrift dargelegt, wurden die Koérperschaftsteuerbescheide 2015 und 2016
erlassen, als die Anzeige bereits vorlag. Die Anzeige fiir sich stellt aber nicht nur deshalb keinen
Wiederaufnahmegrund dar, sondern auch weil die in den vorgelegten Emails dargelegten Plane
zur Abwicklung eines entgeltlichen Geschafts Uber einen GmbH-Mantel zwar eine
entsprechende Absicht, nicht aber die tatsdachliche Durchfliihrung dokumentieren. Erst durch
die Feststellungen der AulRenprifung 2014-2016 ergibt sich fir die Abgabenbehdrde ein
Gesamtbild der Verhdltnisse, das die Wiederaufnahme der Koérperschaftsteuerbescheide 2015
und 2016 rechtfertigt. MalRgebend ist, ob der Sachverhalt der Abgabenbehoérde so vollstandig
bekannt war, dass sie bereits im urspringlichen Verfahren zu der Entscheidung hatte kommen
kdnnen, die im nunmehr wiederaufgenommenen Verfahren getroffen wurde (Vgl. Ritz BAO
Kommentar, 6. Auflage 2017, § 303, Rz. 24). Dies istim beschwerdegegenstandlichen
Sachverhalt nicht der Fall.

Entscheidungswesentlich hinsichtlich der Wiederaufnahme eines Verfahrens gem. § 303 Abs. 1
lit. b ist, sofern in der Begriindung des Wiederaufnahmebescheides auf die
abgabenbehordliche Priifung verwiesen wird, "dass in der Niederschrift auf den
Prifungsbericht mit den getroffenen Feststellungen Bezug genommen wird und gleichzeitig
unter den genannten Textziffern Umstande dargetan werden, die als Wiederaufnahmegrund
geeignet sind." (BFG 16.04.2018, RV/7102293/2016).

Neu hervorgekommen sind folgende Tatsachen, die dem Priifungsbericht vom 04.01.2018 zu

entnehmen sind:

1. Die GmbH gmbH hat am 16.08.2012 55 % der Anteile an der ***Bf1*** um € 100.000,00
erworben. Laut einer gesonderten Vereinbarung, ebenfalls vom 16.08.2012, ist der Teilbetrag
von € 65.000,00 in jahrlichen Raten, und zwar in Hohe von 25 % des jeweiligen positiven
Ergebnisses der gewodhnlichen Geschaftstatigkeit, zu bezahlen. Trotz positiver EGT in den
Jahren 2014, 2015 und 2016 erfolgte bis Prifungsabschluss keine Zahlung. Dass keine Zahlung
erfolgte, stellt eine neu hervorgekommene Tatsache dar. Diese Vorgangsweise entspricht dem,

15 von 24



Seite 16 von 24

was in den im Rahmen der Anzeige vorgelegten Emails vorgeschlagen wird, namlich der
Begleichung des Restbetrags erst bei Realisierung des Steuervorteils aus den Verlustvortragen.

2. Neu hervorgekommen istauch die Tatsache, dass Herr Dr. Vorname 1 Nachname 1 seit
16.08.2012 nicht als Geschaftsfuhrer der ***Bf1*** tatig war und ist. Erst im Zuge der
AuRenprifung wurde dies durch die Einvernahmen von Dr. Vorname 1 Nachname 1 und Herrn
Vorname 2 Nachname 2 (jeweils vom 13.10.2017), sowie weiterer Ermittlungen (u.a.
Provisionsabrechnungen der anderen Geschaftsfihrer, kein AuRenauftritt, keine Unterlagen zu
tatsachlichen Leistungen, kein Biiro, keine Teilnahme an der "Akademiereise", etc.) flr das
Finanzamt erkennbar. Auch diese Feststellung deckt sich mit der geplanten Vorgangsweise laut
Anzeige, wonach Herr Dr. Nachname 1 bereit gewesen sei, fiir einen gewissen Zeitraum formal
als Geschaftsfihrer Verfigung zu stehen, um ,,die Chance der Anerkennung der Verluste zu
erhohen” (Email vom 10.02.2012). Erst die Kenntnis der Behorde von der tatsachlichen
Durchfihrung dieser geplanten Vorgangsweise stellt einen Wiederaufnahmegrund dar.

3. Eine neu hervorgekommene Tatsache stellt fiir das Veranlagungsjahr 2016 auch die in Tz. 2
der Niederschrift vom 14.12.2017 getroffene Feststellung zur "Akademiereise ***1***" dar.
Der Abgabenbehdrde war zum Zeitpunkt des Erstbescheides nicht bekannt, dass Kosten einer
Reise mit primar gesellschaftlichem und unterhaltendem Charakter in Héhe von € 10.524,69
als Betriebsausgaben angesetzt wurden. In der Beschwerdefrist wird ausgefihrt, dass diese
Feststellung keinen Wiederaufnahmegrund darstelle, und dies von der Behorde auch nicht
behauptet worden sei. Dem Bericht Gber das Ergebnis der AuBenpriifung vom 04.01.2018 ist
eindeutig zu entnehmen, dass die Feststellungenlaut Tz. 1 und Tz. 2, wobei letztere sich auf die
"Akademiereise ***1***" hezieht, die Wiederaufnahme der Verfahren erforderlich machen.

Die steuerliche Auswirkung durch die Wiederaufnahme der Koérperschaftssteuerverfahren 2015
und 2016 ist zweifelsfrei nicht geringfiigig, was im Ubrigen von der steuerlichen Vertretung
auch nicht eingewendet wurde.”

Mit am 13.07.2018 zur Post gegebenem und bei der belangten Behorde am 17.07.2018
eingelangten Vorlageantrag vom 13.07.2018 stellte die Bf. den Antrag, die Beschwerden vom
27.02.2018 gegen den Bescheid Uiber die Wiederaufnahme des Verfahrens betreffend
Korperschaftsteuer 2015 vom 22.01.2018, Korperschaftsteuerbescheid 2015 vom 22.01.2018,
Bescheid Uber die Wiederaufnahme des Verfahrens betreffend Kérperschaftsteuer 2016 vom
24.01.2018 und den Korperschaftsteuerbescheid 2016 vom 24.01.2018 (Bescheidbegriindung
jeweils am 01.02.2018 eingelangt) dem Bundesfinanzgericht vorzulegen. Weiters wurden die
Entscheidung durch einen Senat und die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung
beantragt. Betreffend die Beschwerdegriinde wurde auf die Ausfiihrungen in den Beschwerden

verwiesen und zunachst kein neues Vorbringen erstattet.

Die belangte Behorde legte mit Vorlagebericht vom 02.08.2018 die Beschwerde gegen die
Korperschaftsteuerbescheide 2015 und 2016 sowie die jeweils betreffenden

16 von 24



Seite 17 von 24

Wiederaufnahmebescheide dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor und beantragte die
Abweisung der Beschwerde.

Strittig sei die Wiederaufnahme der Verfahren betreffend Korperschaftsteuer 2015 und 2016.
Nach Ansicht der Bf. wiirden keine Wiederaufnahmsgriinde vorliegen. Nach Ansicht des FA
seien die Griinde fir die Wiederaufnahme dem Bericht tber die AuRenpriifung und der
Niederschrift Gber die Schlussbesprechung zu entnehmen. Im Zuge der
Beschwerdevorentscheidung sei eine Konkretisierung erfolgt.

Das Rechtsmittel ging bei der Gerichtsabteilung GA des Bundesfinanzgerichtes am 02.08.2018
ein.

Die Bf. brachte am 27.12.2018 folgende Erganzung des Beschwerdevorbringens beim
Bundesfinanzgericht ein:

»Im gegenstandlichen Verfahren geht es um die Frage, ob infolge der entgeltlichen Abtretung
eines 55 % Anteils an der ***Bf1*** von Herrn Dr. Vorname 1 Nachname 1 an die GmbH gmbH
am 16.8.2012 der Tatbestand eines Mantelkaufs gemafld § 8 Abs 4 lit ¢ KStG verwirklicht
worden ist oder nicht. Seitens des Finanzamtes Wels wird im Wesentlichen vorgebracht, dass
die Gesellschafterstellung und die Geschaftsfiihrerfunktion von Herrn Dr. Nachname 1 nur

formal aufrechterhalten worden sind, um das Vorliegen eines Mantelkaufs zu vermeiden.

Namens- und Auftrags unserer Mandantschaft erganzen wir die Begriindung der Beschwerde
um folgende Punkte:

In der Begriindung vom 25.6.2018 der Berufungsvorentscheidung wird auf Seite 3 ausgefiihrt,
dass die Tatsache, dass Dr Nachname 1 seit 16.8.2012 nicht als Geschaftsfiihrer der ***Bf1***
tatig war, neu hervorgekommen sei. Auf Seite 4 wird ausgefiihrt, dass zur Tatigkeit von Dr
Nachname 1 keine Unterlagen vorgelegt werden konnten. Diese Angaben weisen wir zuriick.
Festzuhalten ist, dass die Herren Dr. Vorname 1 Nachname 1 und KR Mag. Vorname 2
Nachname 2 am 13.10.2017 im Finanzamt Wels von Mag. Vorname 9 Nachname 9 und Frau
Vorname 10 Nachname 10, BA, getrennt voneinander, unter Beisein des Steuerberaters,
befragt worden sind. Die Befragungen verliefen aus unserer Sicht insofern sehr positiv, als nach
unserer Wahrnehmung die Annahme Herrn Mag. Nachname 9 widerlegt werden konnten, dass
die Geschaftsfuhrerfunktion Herrn Dr. Nachname 1 bloR vorgeschoben worden ware. Nach
dem Termin waren sowohl die Vertreter des Steuerpflichtigen als auch der steuerliche
Vertreter Uberzeugt, dass der Verdacht des Vorliegens eines Mantelkauftatbestandes
ausgeraumt worden sei. Umso Uberraschter waren wir, als mit den
Berufungsvorentscheidungen die Beschwerden 2015 und 2016 abgewiesen worden sind.
Unverstandlich sind fir uns die Ausfiihrungen, wonach zur Tatigkeit von Dr. Nachname 1 keine
Unterlagen vorgelegt werden konnten. Unterlagen wurden nie verlangt, auch nicht im Zuge der
Befragung (siehe Protokolle). Der Sachverhalt stellte sich - spatestens nach den Befragungen -
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derart klar und unstrittig dar, dass wir keinen Anlass gesehen haben, unaufgefordert
Unterlagen zur Dokumentation auszuheben und der Behorde zu liefern. Ansonsten verweisen

wir auf die Begriindung der Bescheidbeschwerde.

Der Vollstandigkeit halber teilen wir mit, dass Herr Dr Nachname 1 mit Schreiben vom
21.11.2018 seine Geschaftsfliihrungsfunktion aus gesundheitlichen Griinden zuriickgelegt hat.
Dies wurde im Firmenbuch am 13.12.2018 eingetragen. Die Zurlicklegung mehr als 6 Jahre
nach der Anteilsabtretung steht in keinem Zusammenhang mit der Abtretung im Jahr 2012
sodass der Tatbestand des § 8 Abs 4 Z 2 lit ¢ KStG bis zur Zuriicklegung nicht erfallt war und
durch die Zurlicklegung nicht erfillt wird.

Uberdies halten wir die Frage nach der Anderung der organisatorischen Struktur fir miRig,
weil ohnehin die Gesellschafterstruktur bis heute unverandert geblieben ist. Wir geben,
insbesondere weil im Zuge des Verfahrens seitens der Behorde die Wahrhaftigkeit der
Gesellschafterstellung Herrn Dr. Nachname 1 angezweifelt worden ist, diesbezliglich bekannt,
dass am 21.5.2018 eine Gewinnausschiittung in Hohe von EUR 100.000,- an die Gesellschafter
durchgefiihrt wurde. Am 6.12.2018 wurde neuerlich eine Gewinnausschuttung in Héhe von
EUR 100.000,00 beschlossen, die am 10.12.2018 an die Gesellschafter durchgefiihrt worden ist.
Aufgrund der positiven Entwicklung kdnnen erstmals Gewinnausschiittungen vorgenommen
werden, sodass der Verdacht einer blof8 formellen Gesellschafterstellung unbegriindet ist.

Wir fassen bezliglich Mantelkauf zusammen, dass sich die organisatorische Struktur gegeniiber
dem Jahr 2012 erst im November 2018 wesentlich gedndert hat. Die Gesellschafterstruktur hat
sich, was Herrn Dr Nachname 1 betrifft, bis heute nicht gedndert.

Zur Akademiereise ***1*** deren Aufwendungen nicht als abzugsfahig anerkannt werden, ist
angesichts der BVE zu sagen, dass in der Niederschrift vom 14.12.2017 in Pkt 2 der Sachverhalt
unvollstandig, weil ohne Angaben zum Inhalt, zur Dauer, zum Programm, etc. wiedergegeben
wird. Die rechtliche Wiirdigung basiert auf einem nicht dargelegten, sich uns nicht
erschlieRenden Sachverhalt. Der Satz ,,Nach dem vorliegenden Programm sind die
Aufwendungen grundsatzlich der privaten Lebensfiihrung zuzuordnen" ware als
zusammenfassendes Ergebnis nach ausfiihrlicher Darlegung des Sachverhalts und einer
eingehenden Wirdigung der Elemente der Veranstaltung denkbar. So ist er Basis und Ergebnis
der rechtlichen Wiirdigung in einem und daher als Begriindung untauglich. In der BVE wird
nicht auf die Ausfiihrungen in der Beschwerde eingegangen, der "primare gesellschaftliche und
unterhaltende Charakter" wird abermals behauptet, findet aber weder im Bericht noch in
erganzenden Ausfiihrungen in der BVE ihre Grundlage. Somit ist zu wiederholen, dass die
Wiederaufnahme in diesem Punkt nicht begriindet ist.”

Aus dem Kopf der Eingabe der Bf. vom 27.12.2018 geht hervor, dass die Steuernummer der Bf.
(***BF1StNr7***) vormals ***2*** gelautet habe.
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Mit Verfigung des Geschaftsverteilungsausschusses vom 09.12.2020 mit Wirksamkeit ab
01.02.2021 wurde die Rechtssache der Gerichtsabteilung GA gemall § 9 Abs. 9 BFGG
abgenommen und der Gerichtsabteilung GA neu neu zugeteilt.

Mit Beschluss vom 14. Dezember 2021 wurde den Parteien der bisherige Verfahrenslauf zur
Stellungnahme Ubermittelt.

Mit Beschluss vom 23. Februar 2022 wurden der Amtspartei die Unterlagen der Bf. zur
Wahrung des Parteiengehdrs und Stellungnahme Gbermittelt.

Mit Schreiben vom 14. Marz 2022 nahm die Amtspartei nochmals zur Kérperschaftsteuer
Stellung.

Mit Schreiben vom 19. Janner 2023 wurde der Antrag auf mindliche Verhandlung und
Entscheidung durch den Senat zuriickgenommen.

Im Protokoll des Erdrterungstermins vom 30.1.2023 finden sich folgende Ausfiihrungen:
,Strittig sind im gegenstandlichen Verfahren die Wiederaufnahmebescheide 2015 und 2016
sowie die zugehorigen Korperschaftsteuerbescheide. Bei diesen Bescheiden inhaltlich
Mantelkauf und Reise nach ***1*** Der Abgabenbehdrde wird mitgeteilt, dass der
steuerliche Vertreter mit Mail vom 29.1.2023 der Richterin den Betriebsprifungsbericht der
Betriebsprifung der Jahre 2008 bis 2013 (Bericht vom 20.6.2015) Gbermittelt hat.”

Zur Wiederaufnahme wurde sodann ausgefiihrt:
»1) Wiederaufnahme
Zunachst wird die Wiederaufnahme besprochen.

Die Amtspartei kann nach Befragung durch die Richterin nicht angeben, warum die anonyme
Anzeige vom 11.11.2015 erst am 21.7.2017 dem Finanzamt Ort 6 libermittelt wurde.

Es wird festgestellt, dass der Kérperschaftsteuerbescheid 2015 am 5.10.2016 vom Finanzamt
Klagenfurt erklarungsgemall veranlagt wurde, obwohl die anonyme Anzeige schon vorlag.

Der Steuerberater weist darauf hin, dass im Zuge der Vor-BP der Mantelkauf gepriift wurde
und keine Feststellungen erfolgten. Diesbezliglich liegen E-Mails vor. Die Richterin gibt an, die
Mails bereits erhalten zu haben.

Die Amtspartei fuhrte aus, dass die Wiederaufnahme nicht nur auf die Anzeige gestiitzt wurde,
sondern beispielsweise auf die Nichtentrichtung des Kaufpreises und das Nichttatigwerden von
Dr. Nachname 1 als Geschaftsflhrer.
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Die steuerliche Vertretung wird Unterlagen zur inzwischen erfolgten Restzahlung des
Kaufpreises vorlegen.”

Mit Mail vom 1. Februar 2023 teilte der Steuerberater mit, dass der restliche Kaufpreis fur die
GmbH Anteile bis dato noch nicht bezahlt wurde. Die Forderung bzw. Verbindlichkeit sei

allerdings aufrecht.

Mit Schreiben vom 9. Februar 2023 nahm die Amtspartei neuerlich Stellung und flhrte aus:
»Stellungnahme zur Niederschrift Gber den Verlauf der Erérterung vom 30.01.2023

1. Zur Wiederaufnahme der Verfahren

Laut Firmenbuch (Beilage 1) wurde der Ort der Geschaftsleitung und der Betriebssitzam
09.03.2017 von Ort 2 nach Ort 6 verlegt. Entsprechend wurde das Finanzamt ***4*** erst zu
diesem Zeitpunkt zustdndig. Daraus erklart sich, dass die Anzeige (erst) am 21.03.2017
Ubermittelt wurde. Wie bereits in der Beschwerdevorentscheidung ausgefihrt, hiatte die
Anzeige fir sich noch keine Wiederaufnahme ermdoglicht. Erst die Ergebnisse der
AuRenprifung 2014-2016 flihrten zu einem Gesamtbild der Verhdltnisse, das die
Wiederaufnahme rechtfertigte.

2. Mantelkauf

()

Mit Beschluss vom 9. Februar 2023 wurden das Mail des Steuerberaters bzw. das Schreiben
der Amtspartei den Parteien zur Wahrung des Parteiengehors tGbermittelt. Flir eine weitere
Stellungnahme wurde eine Frist bis 27. Februar 2023 eingerdumt. Es erfolgten keine

Stellungnahmen mebhr.

Mit Erkenntnis vom 30. Juni 2023, RV/5101165/2018, gab das Bundesfinanzgericht der

Beschwerde statt.

Aufgrund der dagegen eingebrachten Amtsrevision hob der VWGH mit Erkenntnis (VWGH
27.1.2026, Ra 2023/15/0118) die Entscheidung wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes auf.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Zum festgestellten Sachverhalt wird auf das aufgehobene Erkenntnis BFG 30.6.2023,
RV/5101155/2018, verwiesen.
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2. Beweiswiirdigung

Es ist die Zulassigkeit der Wiederaufnahme strittig. Der diesbeziigliche Sachverhalt bzw. die
Ausfihrungen in den Bescheiden und Bescheidbegriindungen sind unstrittig.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

§ 303 BAO lautet:

(1) Ein durch Bescheid abgeschlossenes Verfahren kann auf Antrag einer Partei oder von Amts

wegen wiederaufgenommen werden, wenn

a) der Bescheid durch eine gerichtlich strafbare Tat herbeigefiihrt oder sonstwie erschlichen
worden ist, oder

b) Tatsachen oder Beweismittel im abgeschlossenen Verfahren neu hervorgekommen sind,
oder

c) der Bescheid von Vorfragen (§ 116) abhdngig war und nachtréaglich iber die Vorfrage von der
Verwaltungsbehorde bzw. dem Gericht in wesentlichen Punkten anders entschieden worden
ist,

und die Kenntnis dieser Umstande allein oder in Verbindung mit dem sonstigen Ergebnis des
Verfahrens einen im Spruch anders lautenden Bescheid herbeigefihrt hatte.

Dazu wird ausgefihrt:

Eine Wiederaufnahme setzt somit voraus, dass Tatsachen oder Beweismittel neu
hervorgekommen sind. MaRgebend ist der Wissensstand der Abgabenbehorde, bezogen auf
die Aktenlage im Zeitpunkt der Erlassung des das Verfahren abschliefenden Bescheides (vgl zB
VwWGH 15.12.2010, 2007/13/0157; 23.11.2011, 2008/13/0090; 28.2.2012, 2008/15/0005 und
2008/15/0006).

Wiederaufnahmsgriinde sind nur im Zeitpunkt der Bescheiderlassung existente Tatsachen, die
spater hervorkommen (nova reperta). Spater entstandene Umstdande (nova producta) sind
keine Wiederaufnahmsgriinde (zB VWGH 23.9.1997, 93/14/0065; 20.11.1997, 96/15/0221).

Das Hervorkommen von Tatsachen und Beweismitteln ist nach hA aus der Sicht des jeweiligen
Verfahrens zu beurteilen (zB VWGH 29.9.2004, 2001/13/0135; 23.4.2008, 2006/13/0019;
24.6.2009, 2007/15/0045; 15.12.2010, 2007/13/0157; 26.2.2013, 2009/15/0016; 27.2.2014,
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2011/15/0106; aM Schobesberger, OStZ 1988, 310; Wiedermann, Wiederaufnahme, 99 ff; vgl
hierzu auch Stoll, BAO, 2935 ff).

Daher koénnen zB Kenntnisse des Lohnsteuerpriifers fir die Einkommensteuerveranlagung (vgl
VwWGH 13.5.1986, 83/14/0089, 0094) oder fir die Erhebung der Kommunalsteuer fir die
Gemeinde (VWGH 22.12.2011, 2010/15/0192) neu hervorkommen.

MaRgebend ist der Wissensstand des jeweiligen Veranlagungsjahres (zB VWGH 16.9.2003,
2000/14/0175-0177; 18.9.2003, 99/15/0120; 24.2.2010, 2009/15/0161; 28.2.2012,
2008/15/0005, 0006).

Tatsachen sind ausschlief3lich mit dem Sachverhalt des abgeschlossenen Verfahrens
zusammenhangende tatsdchliche Umstande (zB VWGH 26.1.1999, 98/14/0038; 26.7.2000,
95/14/0094); also Sachverhaltselemente, die bei einer entsprechenden Beriicksichtigung zu
einem anderen Ergebnis (als vom Bescheid zum Ausdruck gebracht) gefihrt hatten, etwa
Zustande, Vorgange, Beziehungen, Eigenschaften (zB VWGH 19.11.1998, 96/15/0148;
26.7.2000, 95/14/0094; 21.11.2007, 2006/13/0107; 26.2.2013, 2010/15/0064; 24.10.2019, Ra
2018/15/0097).

Tatsachen sind nicht nur sinnlich wahrnehmbare Umstande, sondern auch innere Vorgange,
soweit sie rational feststellbar sind (Ansichten, Absichten oder Gesinnungen wie zB die
Zahlungswilligkeit, VWGH 14.6.1982, 82/12/0056).

Waren bestimmte Umstdnde im betreffenden Verfahren der Behorde bekannt, hat sie diese
Umstadnde jedoch fiir unwesentlich gehalten, so sind solche Umstande keine
Wiederaufnahmsgriinde (VWGH 8.11.1973, 1428/72).

Es ist nicht Sache des Abgabepflichtigen, das Nichtvorliegen eines Wiederaufnahmsgrundes
nachzuweisen, sondern Aufgabe der Abgabenbehodrde, die von ihr verfligte Wiederaufnahme
durch unmissverstandliche Hinweise darauf zu begriinden, welche Tatsachen oder
Beweismittel auf welche Weise neu hervorgekommen sind (VWGH 30.9.1987, 87/13/0006).

Im Erkenntnis des VWGH vom 27.1.2026, Ra 2023/15/0118 wird dazu und zur Anwendung auf
den konkreten Fall weiters ausgefiihrt: ,,Zweck der Wiederaufnahme nach § 303 Abs. 1 lit. b
BAO ist die Berlicksichtigung von bisher unbekannten, aber entscheidungswesentlichen
Sachverhaltselementen. Gemeint sind also Tatsachen, die zwar im Zeitpunkt der
Bescheiderlassung ,,im abgeschlossenen Verfahren” bereits existierten, aber erst danach
hervorgekommen sind (vgl. VWGH 8.9.2025, Ra 2024/15/0064, mwN).

Eine Wiederaufnahme eines mit Bescheid abgeschlossenen Verfahrens ist dann
ausgeschlossen, wenn der Abgabenbehdrde in dem wiederaufzunehmenden Verfahren der
Sachverhalt so vollstdandig bekannt ist, dass sie schonin diesem Verfahren bei richtiger
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rechtlicher Subsumtion zu der nunmehr im wiederaufgenommenen Verfahren erlassenen
Entscheidung hatte gelangen kénnen (vgl. etwa VWGH 27.2.2019, Ra 2017/15/0015, mwN).

Das Neuhervorkommen von Tatsachen und Beweismitteln bezieht sich auf den Wissensstand
des jeweiligen Veranlagungsjahres, wobei entscheidend ist, ob der abgabenfestsetzenden
Stelle alle rechtserheblichen Sachverhaltselemente bekannt waren. Wenn etwa ein Prifer den
konkret relevanten Sachverhalt vor Erlassung des Bescheides der abgabenfestsetzenden Stelle
(Veranlagungsabteilung) nicht mitgeteilt hatte, so steht diese Kenntnis des Priifers der
Wiederaufnahme nicht entgegen (vgl. VwGH 13.10.2021, Ra 2021/13/0127, mwN). Ebenso
wenig steht es der Wiederaufnahme entgegen, dass die Priifungsabteilung in einem ein
anderes Priifungsjahr betreffenden Priifungsverfahrens oder im Abgabenverfahren eines
anderen Steuerpflichtigen von den maRgeblichen Tatsachen Kenntnis hatte (vgl. VWGH
22.2.2024, Ro 2022/13/0009, mwN).

Zunachstist das BFG - aufgrund eines im Rahmen der (ersten) AuRenpriifung im Jahr 2015 vom
beauftragten Priiforgan an den steuerlichen Vertreter des Revisionswerbers versendeten E-
Mails - davon ausgegangen, dass das etwaige Vorliegen eines Mantelkaufs bereits damals
geprift, aber verworfen worden sei, wobei sich im Schlussbericht vom 30. Juni 2015 dazu aber
keine Feststellungen fanden. Damit verkannte das BFG, dass es zur Beurteilung des
Neuhervorkommens von Tatsachen auf den Wissensstand der abgabenfestsetzenden Stelle im
Zeitpunkt der Erlassung des Korperschaftsteuerbescheids vom 5. Oktober 2016 ankommt. Die
bloBe Kenntnis des Priifers, die seinem E-Mail vom 2. Juni 2015 zugrunde gelegen sein mag,
steht einer Wiederaufnahme, wie erwahnt, nicht entgegen, insbesondere zumal der
Schlussbericht vom 30. Juni 2015 keine Ausfiihrungen zum Vorliegen eines Mantelkaufs
enthalt. Im Ubrigen wurde auch erstmals im - von der ersten AuRenpriifung nicht umfassten -
Wirtschaftsjahr 2014 ein Verlustabzug geltend gemacht.

Des Weiteren legte das BFG seinen Erwdagungen zugrunde, es habe - im Hinblick auf die
anonyme Anzeige vom 11. November 2015 - bereits vor Erlassung des Bescheids vom 5.
Oktober 2016 der Verdacht eines Mantelkaufs bestanden. Allerdings stehen nach der Judikatur
des Verwaltungsgerichtshofes friihere Verdachtsmomente einer amtswegigen
Wiederaufnahme des Verfahrens nicht entgegen, wenn erst weitere Erhebungen die
Verdachtsmomente als Tatsachen erharten (vgl. VWGH 28.2.1989, 88/14/0052; siehe auch
Stoll, BAO-Kommentar 2932 und die dort zitierte Rechtsprechung). Ein behordliches
Verschulden an der Nichtfeststellung der maRgeblichen Tatsachen bzw. Beweismittel im
Erstverfahren schlielt die Wiederaufnahme von Amts wegen nicht aus (vgl. neuerlich VwGH
27.2.2019, Ra 2017/15/0015, mwN). Daher steht ein bloRes Kennen-Kénnen im Sinne einer
allenfalls verschuldeten Unkenntnis einer amtswegigen Wiederaufnahme nicht entgegen (vgl.
VWGH 26.1.2017, Ra 2016/15/0002, mwN).
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Dass sich - was unstrittig ist - aus der der abgabenfestsetzenden Stelle im Zeitpunkt der
Bescheiderlassung vorliegenden anonymen Anzeige Anhaltspunkte fir die Verwirklichung des
Mantelkauftatbestands ergeben haben, hindert die amtswegige Wiederaufnahme nicht, zumal
sich diese Verdachtslage erstin der die Jahre 2014 bis 2016 betreffenden AufRenpriifung
erhartet hat.

Damit ist das BFG in seinen Erwdgungen von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abgewichen.

Somit war das angefochtene Erkenntnis wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit gemald § 42 Abs. 2
Z 1 VwWGG aufzuheben.”

Unter Zugrundelegung der hier geschilderten Rechtsansicht des Verwaltungsgerichtshofs war
der Beschwerde stattzugeben.

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundséatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Die Rechtsfrage wurde vom
Verwaltungsgerichtshof in seinem zur gegenstandlichen Rechtssache ergangenen Erkenntnis
geklart.

Linz, am 7. Mai 2026

24 von 24



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




